Geſetz f Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Vßl 20 


(Nr. 6588.) Gefeh, betreffend die Vermehrung des Betriebsmaterials, die Herſtellung doppelter 
Bahngeleiſe und nothwendiger Ergänzungsanlagen der Staatsbahnen, die 
Verlegung der Verbindungsbahnen zu Berlin und zu Breslau und die 
Herſtellung einer Eiſenbahn von Dittersbach nach Altwaſſer und von 
Saarbrücken nach Saargemünd. Vom 9. März 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


K a 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten iſt ermächtigt, 
für Rechnung des Staates: 

1) die Hauptlinie der Oſtbahn von Küſtrin bis Eydtkuhnen mit einem zweiten 
Geleiſe verſehen, die Bahnhöfe der Oſtbahn angemeſſen erweitern und 
für die Oſtbahn bei Berlin eine Reparaturwerkſtätte herſtellen, 

2) das zweite Geleiſe der Weſtphäliſchen Eiſenbahn auf der Strecke von Soeſt 
bis Altenbeken ausbauen, 

3) auf der Strecke der Saarbrücker Eiſenbahn vom Bahnhofe Neunkirchen 
bis zur Grube Reden ein drittes Geleiſe herſtellen, 

4) eine Eiſenbahn von Saarbrücken nach Saargemünd erbauen, 

5) die Schleſiſche Gebirgsbahn von Dittersbach aus mit dem Bahnhofe 
Altwaſſer der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn in Verbindung 
ſetzen, 

6) die Bahnhöfe der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn bei Berlin, Bres⸗ 
lau, Görlitz und Kohlfurt, den geſteigerten Verkehrsverhältniſſen ent⸗ 
ſprechend, umbauen und erweitern, 

7) die Berliner Bahnhofs⸗Verhindungsbahn nach einem weiteren Umkreiſe 

: der Stadt verlegen, : 
Jahrgang 1867. (Nr. 6588.) 53 8) die 


Ausgegeben zu Berlin den 5. April 1867. 


8) die Bahnhofs⸗Verbindungsbahn zu Breslau umbauen, ſowie endlich | 


9) das Betriebsmaterial der Staatsbahnen angemeſſen vermehren und die 1 
Reparaturwerkſtätte der Saarbrücker Eiſenbahn zu St. Johann erweitern 
zu laſſen. 
§. 2. 


Der zu dieſen Anlagen und Beſchaffungen erforderliche Geldbedarf iſt, ſoweit 
derſelbe nicht aus anderweitig disponiblen Staatsfonds gedeckt werden kann, bis 
zur Höhe der veranſchlagten Summe von 24 Millionen Thaler durch eine ver⸗ 
insliche Anleihe zu beſchaffen, welche vom Jahre 1867. an, nach Maaßgabe der 
für die einzelnen Baujahre erforderlichen Geldmittel, allmälig zu realiſiren iſt. f 

Verwendungen zu den im $. I. aufgeführten Anlagen und Beſchaffungen, 
welche aus anderweitig disponiblen Staatsfonds erfolgen ſollen, find vorher im 
Staatshaushalts⸗Etat zum Anſatz zu bringen und unterliegen hier der budgetmäßigen 
Beſchlußnahme. Der Betrag derſelben wird gleichzeitig von der Anleiheſumme 
in Abzug gebracht. 


. 3. 


Von dem auf die Eröffnung des Betriebes der neuen Berliner Bahnhofs⸗ 
Verbindungsbahn in ihrer ganzen Ausdehnung folgenden Jahre ab iſt die An⸗ 
leihe jährlich mit mindeſtens Einem Prozente zu tilgen. 


\ F. 4. 
Die zur Verzinſung und Tilgung der Anleihe erforderlichen Beträge find | 
aus den etaksmäßigen Mitteln der taats⸗Eiſenbahnverwaltung zu entnehmen. 


. 5. 


Die Verwaltung der aufzunehmenden Anleihe wird der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden übertragen. . 

Wegen Verwendung der durch allmälige Abtragung des Schuldkapitals 
erſparten Zinſen, wegen Verjährung der Zinſen, wegen Abführung der zur Ver⸗ 
inſung und Tilgung erforderlichen Beträge an die Hauptverwaltung der Staats⸗ 
laune un wegen des Verfahrens Behufs der Tilgung finden die Beſtimmungen 
er 98. 3. 4. und 5. des Geſetzes vom 23. März 1852., betreffend die Ueber⸗ 
Andale der in Gemäßheit des Geſetzes vom 7. Dezember 1849, aufzunehmenden 
Anleihe an die Hauptverwaltung der Staatsſchulden, ſowie die Tilgung dieſer 
Anleihe (Geſetz⸗Samml. für 1852. S. 75.), Anwendung. 

Dem Staate bleibt das Recht vorbehalten, ſowohl den nach vorſtehenden 
Beſtimmungen zu berechnenden Tilgungsfonds zu verſtärken, als auch die ſämmt⸗ 
lichen e ee Rückzahlung nach ſechsmonatlicher Friſt zu kün⸗ 
digen, wogegen der Tilgungsfonds niemals verringert werden darf. 


SE 
Jede Verfügung der Staatsregierung über die im H. I. sub Nr. 1 
e- 


N 


4 bezeichneten Eiſenbahnen reſp. Eiſenbahntheile durch Veräußerung bedarf zu ihrer 
Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. un 


BR 
Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Finanzminiſter und dem Miniſter 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten übertragen. 
a Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 9. März 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. i 


(Nr. 6589.) Verordnung, betreffend die Prüfung der Kandidaten des höheren Schulamts 
in den neuerworbenen Landestheilen. Vom 13. März 1867. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für den Umfang der durch die Geſetze vom 20. September und 

24. Dezember v. J. mit Unſerer Monarchie vereinigten Landestheile, was folgt: 

I. Die Prüfung der Kandidaten des höheren Schulamts in den genannten 

Landestheilen iſt nach den in den älteren Provinzen deshalb beſtehenden 

Grundſätzen zu regeln und fernerhin in Uebereinſtimmung damit zu erhalten. 

II. Unſer Miniſter der Unterrichts Angelegenheiten wird ermächtigt, die damit 

im Widerſpruche ſtehenden Beſtimmungen in den genannten Ländern, 

auch foweit dieſelben auf landesherrlicher erordnung beruhen, aufzuheben, 

und die erforderlichen Vorſchriften über die Zuſammenſetzung und die 

Aufgaben der wiſſenſchaftlichen Prüfungskommiſſionen im Verwaltungs⸗ 

wege zu treffen. ö 

Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 13. März 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Mühler. 
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(Nr. 6590.) Allerhöchſter Erlaß vom 9. März 1867., betreffend die Organiſation des Eiſen⸗ 
bahnweſens in den Herzogthümern Holſtein und Schleswig, ſowie in den 
neu erworbenen ehemals Bayeriſchen und Großherzoglich Heſſiſchen 

Gebietstheilen. 


n Verfolg Meiner Erlaſſe vom 15. Oktober und 15. Dezember v. J. be⸗ 
ſtimme Ich auf den Antrag des Staatsminiſteriums vom 8. März d. J., daß 
das Eiſenbahnweſen in den Herzogthümern Holſtein und Schleswig, ſowie in den 
neu erworbenen ehemals Bayeriſchen und Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen 
ſchon jetzt dem Reſſort des Miniſteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten zugewieſen, auch die Frankfurt⸗Hamburger Eiſenbahn unter die Aufſicht 
des Eiſenbahnkommiſſariats zu Cöln geſtellt werde. ; 
195 Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu 

ringen. i N 
Berlin, den 9. März 1867. 
Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. f 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 6591.) Allerhöchſter Erlaß vom 18. März 1867., betreffend die Abänderung einiger 
i Beſtimmungen des Deichſtatuts für die Kulmer Stadtniederung vom 
6. Juli 1853. 


Ai Ihren Bericht vom 12. d. M. will Ich dem Antrage des Se 
entſprechend genehmigen, daß die $$. 41. und 48. des rn für die Kulmer 
Stadtniederung vom 6. Juli 1853. aufgehoben werden und die $$. 29. und 36. 
der Allgemeinen Beſtimmungen für künftig zu erlaſſende Deichftatute vom 14. No⸗ 
vember 1853. an deren Stelle kreten. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 18. März 1867. 
| Wilhelm. 


v. Selchow. 
An den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 


(Nr. 6592.) 


nachtrages zu dem am 9. Februar 1857 genehm Seng 
Vom 23. . 1867. i = 


Da Königs Majeſtät haben mittelt Allerh: Schften Erlaſſes vom 18. März N 
1867. den von der Generalverſammlung der renbergſchen Aktiengeſellſchaft für 
Bergbau und Hüttenbetrieb zu 115 beſchloſſenen, in dem notariellen Protokolle 
vom 5. Januar 1867. verlautbarten zweiten Statutnachtrag zu dem am 9. Fe⸗ 
bruar 1857. genehmigten Gefelchaftsfintute zu genehmigen geruht. 
Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statutnachtrage wird dur das Amts⸗ 
blatt der Königlichen Regierung zu Düſſeldorf bekannt on wert en. = 


Berlin, den 23. März 1867. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Gr. v. Itzenplitz i 


: D es Königs Majeſtät haben mittelft ae Erlaſſes vom 18. März 1867. 

den von der Werſchen⸗Weißenfelſer Braunkohlen⸗Aktiengeſellſchaft zu Weißenfels 

in der de den et vom 12. Oktober v. J. beſchloſſenen und von dem 
Verwaltungsrathe der Geſellſchaft verlautbarten „Zweiten Nachtrag“ zu dem unter 
dem 20. Juli 1857. e die Erhöhung des Grunde 
kapitals betreffend, zu genehmigen geruht. nn : 1 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Nachtrage wird durch das Amtsblatt 

der Königlichen Regierung zu Merſeburg bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 23. März 1867. 


* 


5 Der Miniſter fir Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
a a Gr. v. Itzenplitz. 


(Nr. 6594.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. März 1867., betreffend die in Gemäßheit des Ge- 
ſetzes vom 16. Februar 1867. wegen Uebernahme des Fürſtlich Thurn 
und Taxisſchen Poſtweſens auf Preußen aufzunehmende Staatsanleihe 
von drei Millionen Thaler. 


Auf Ihren Bericht vom 21. d. Mts. genehmige Ich, daß die Staatsanleihe 
von drei Millionen Thaler, welche in Gemäßheit des Geſetzes vom 16. Februar 
d. I. betreffend die Uebernahme des Fürſtlich Thurn und Taxisſchen Poſtweſens 
auf Preußen (Geſetz⸗Samml. S. 353.), aufzunehmen iſt, in S tan 
über Einhundert Thaler, zweihundert Thaler, fünfhundert Thaler und Eintaufend 
Thaler ausgegeben und mit vier einhalb Prozent jährlich am 1. April und 
1. Oktober jeden Jahres verzinſt werde. Vom Jahre 1868. ab iſt dieſe Anleihe 
jährlich mindeſtens mit Einem Prozent des Geſammtkapitals, ſowie mit dem 
Betrage der durch die fortſchreitende Amortiſation erſparten und der durch Ver⸗ 
jährung erloſchenen Zinſen zu tilgen. Dem Staate bleibt das Recht vorbehalten, 
ſowohl den hiernach zu berechnenden Tilgungsfonds zu verſtärken, als auch die 
ſämmtlichen Schuldverſchreibungen zur Rückzahlung nach ſechsmonatlicher Frift 
auf ein Mal zu kündigen. Ich ermächtige Sie, hiernach die weitere Anordnung 
zu treffen. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. 


Berlin, den 25. März 1867. 


Wilhelm.“ 
Frh. v. d. Heydt. 


An den Finanzminiſter. 


(Nr. 65946596.) ö (Jr. 6595.) 


— 400 — 2 
(Nr. 6595.) Bekanntmachung, betreffend die Ausführung des Hannoverſchen Geſetzes über = 
das Pfandrecht und die Befriedigung der Gläubiger im Konkurſe, vom 


14. Dezember 1864. (Hannoverſche Geſetz-Samml. S. 556). Vom 
29. März 1867. a 


x An Ausführung des $.8. des Hannoverſchen Geſetzes vom 14. Dezember 1864. 
über das Pfandrecht und die Befriedigung der Gläubiger im Konkurſe wird 
hierdurch bekannt gemacht, daß mit Genehmigung des Juſtizminiſters vom 
1. Mai d. J. an auch für den e de der Stadt Bunte neben 
dem General⸗Hypothekenbuche ein Spezial⸗Hypothekenbuch geführt werden wird. 

Berlin, den 29. März 1867. 


5 Der Juſtizminiſter. 
8 Gr. zur Lippe. 


(Nr. 6596.) Allerhöchſter Erlaß vom 31. März 1867., betreffend die in Gemäßheit des 
. Geſetzes vom 28. September 1866. zur Deckung des außerordentlichen 
5 Geldbedarfs der Militair⸗ und Marineverwaltung aufzunehmende Staats- 
8 anleihe von 30 Millionen Thaler. 


A; Ihren Bericht vom 5. d. M. genehmige Ich, daß in Gemäßheit des Geſetzes 
vom 28. September v. J., betreffend den außerordentlichen Geldbedarf der Militair⸗ 
und ieee e (Geſetz⸗Samml. S. 607), eine Staatsanleihe von 
dreißig Millionen Thaler aufgenommen werde. Die Anleihe iſt in Schuldver⸗ 
ſchreibungen über Einhundert Thaler, zweihundert Thaler, ünfhundert Thaler 
und Eintauſend Thaler auszugeben, mit vier und einhalb Prozent jährlich am 
1. April und 1. Oktober jedes Jahres zu verzinſen und vom Jahre 1868. ab 
jährlich mit mindeſtens Einem be dle des Geſammtkapitals, ſowie mit dem Be⸗ 
trage der durch die fortſchreitende Amortiſation erſparten und der durch Verjäh⸗ 
rung erloſchenen Zinſen zu tilgen. Dem Staate bleibt das Recht vorbehalten, 
ſowohl den hiernach zu berechnenden Tilgungsfonds, welcher niemals verringert 
werden darf, zu verſtärken, als auch die ſämmtlichen Schuldverſchreibungen zur 
Rückzahlung nach n Friſt zu kündigen. Ich ermächtige Sie, hier⸗ 
nach die weiteren Anordnungen zu treffen. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu ee : 

Berlin, den 31. März 1867. 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. 1 
An den Finanzminiſter. 8 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


